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Editorial 


Wir werden dieses Blatt mit einer kleinen Publikumsbeschimpfung beginnen 
müssen. 

Die Leser unseres letzten Heftes werden sich vermutlich erinnern, daß 
wir zu unseren Artikeln über die Lichtenberger Antifa-Demonstration zu 
Diskussionsbeiträgen aus dem Leserkreis aufgefordert haben. Leider kam 
wieder mal nur das Übliche. Einige meinten, daß sie die Artikel doof 
gefunden hätten, andere fanden sie gut, regten sich aber über Szene-Sprache 
auf, wieder andere kündigten verbal scharfe Gegenartikel an, -bekommen 
haben wir nichts. 

Fleißig, nämlich wirklich auch international vernetzt und interessiert an 
Information und Diskussion, unter anderem bei uns, sind bis jetzt nur die 
Wehrdiensttoltalverweigerer, vielleicht noch ehestens die Antifa-Szene. Alle 
anderen Gruppen scheinen in Richtung Sekte zu tendieren, - finden sich 
untereinander gut und die anderen doof. Andere Argumente braucht es a für 
Glaubenskriege nicht. | 

Wir halten das schon für ein Grundsatzproblem. Unsere Zeitschrift und 
ihr Vorgänger, die "Umweltblätter", haben immer einen großen Teil 
Korresondenzen aus dem Leserkreis enthalten und wir haben da oft nur eine 
Art Lektorat übernommen. Dieses Profil entsprach einer basisdemokratischen 
Bewegung. In letzter Zeit aber scheinen wir dazu verurteilt, alles und jedes zu 
recherchieren und dann noch unseren Senf dazu abzugeben. Gibt es in 
unserem Lande wirklich keine eigenständigen Köpfe mehr? Werden wir von 
den Lesern dafür bezahlt, daß wir eine Meinung produzieren, die sie nicht 
haben? Wir wollten das eigentlich nicht. 

Vorerst, bevor wir unser Konzept ändern müssen, bleibt es beim Aufruf 
an unsere Leser, wichtige Vorfälle zu berichten, Recherchen zu machen, 
Meinungen zu äußern, uns Diskussionsbeiträge zuzusenden. Zur Not können 
wir auch Zeilenhonorar zahlen. Es ist aber wohl kein Geheimnis, daß der 
"telegraph" nicht gerade im Fett schwimmt, und zwar deshalb, weil wir 
glauben, daß Meinung nicht käuflich und verkäuflich sein darf. 

Ansonsten haben wir uns bei den Lesen dafür zu entschuldigen, daß es 
diesmal wegen Urlaub mit Fotos nicht so geklappt hat, wie wir. uns das 
wünschen. 

Regelmäßig alle zwei Wochen erscheint der "telegraph” ab Anfang 
September wieder. Bis dahin bleiben wir Eure 

Redaktion "telegraph" 


Rassıstische Polizei 


Berlin/Ost - Hauptbahnhof, in der Nacht vom Samstag zu Sonntag (28./29. 
Juli), in den Zeit zwischen 22 und 1 Uhr, greifen 6 Faschisten die im Bahnhof 
campierenden bulgarischen und rumänischen Flüchtlinge an. 

Daraufhin ziehen starke Polizeikräfte mit Helm,Schild, Knüppeln und 
Hunden im Bahnhofsfoyer auf. 

Aber statt die Faschisten zu verjagen, prügelten und traten die 
Polizisten die rumänischen Frauen, Kinder und Männer brutal aus dem 
Bahnhofsgebäude und dem Bahnhofsgelände. Panisch flüchteten sich die 
Rumänen und Bulgaren mit ihrer spärlichen Habe auf den Mauerstreifen 
(Nähe Köpenicker Strasse) 13 Bulgaren wurden festgenommen. 

Westberliner und Ostberliner Polizei verhinderten gemeinsam, dass die 
Flüchtlinge Westberliner Territorium betraten. 

Herbeieilende Antifas wurden auf dem Hauptbahnhof von den 
Staatsschützern beschimpft und ihnen wurden Prügel angeboten. 

Die Flüchtlinge mussten sich die ganze Nacht auf dem Grenzstreifen 
aust Angst vor Nazis und Polizisten verkriechen. Die Terrorüberfälle der 
"Volkspolizei" auf rumänische Flüchtlinge, die als einziges grauenvolles 
übernachtungsquartier Bahnhöfen haben sind in den letzten Tagen 
"Normalzustand" geworden. 

Rassismus scheint Staatspolitik geworden zu sein. Am Freitag, den 27. 
Juli wurden gegen 21 Uhr schlafende Bulgaren und Rumänen aus dem 
Hauptbahnhof geknüppelt. Sie sammelten sich auf dem Parkplatz vor dem 
Bahnhof. Die Polizei rückte an und trieb die Leute mit Tränengas und 
Wasserwerfern auseinander. Am 21. 7. versuchte die Bahnpolizei Polen am 
Aussteigen aus einem Zug aus Warschau zu hindern. Die Leute drängten 
trotzdem aus dem Zug. Daraufin ging die Polizei mit Wasserwerfern, Gas, 
Hunden und Knüppeln vor. Bezeichnend auch, dass darüber in den Medien 
kein Wort zu sehen war. 

Noch kurz zu den in letzter Zeit ausgestreuten Gerüchten über 
Zwistigkeiten zwischen Flüchtlinge und AusländerInnen in Westberlin und 
andererseits Neuankömmlinge" aus Ostberlin. Zwei Autos mit Türken fuhren 
auf dem Grenzstreifen und verteilten an die rumänischen Flüchtlinge 
Getränke. d.t. 


Information des Unabhängigen Kontakttelefons Ostberlin: 
Ausländerhass in der DDR unbekannt 


Vom 6. bis 8. Juli war ein Antifa-Seminar geplant, an dem sich in Westberlin 
lebende jugoslavische, türkische, bulgarische, palästinensische und deutsche 
Jugendliche mit Jugendlichen aus der DDR austauschen wollten. 
Das Treffen fand in der Jugendherberge "Kiefert" in Berlin-Grünau 
statt. Bereits im Vorfeld sei die Buchung der Herberge schwierig gewesen. 
Bereits am Freitag Abend wurden die Jugendlichen von ca. 40 
Faschisten überfallen. Es gab mehrere Verletzungen, einem Mädchen wurde 
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mit einer Flasche ins Gesicht geschlagen. Der Heimleiter wollte anfänglich 
die Polizei nicht verständigen (er sei "irritiert gewesen"). 

Als diese dann erschien, habe sie der Schlägerei nur zugesehen und 
auch den ausländischen Jugendlichen einen Begleitschutz verwehrt, 
, berichteten betroffene Jugendliche. 

: Inzwischen soll der Westberliner Senat eine Strafanzeige wegen 
Untätigkeit gegen die diensthabenden Volkspolizisten erwägen. 

Als sich am folgenden Tag ein Referent beim Heimleiter nach dem 
Seminar erkundigte, bekam er nur die lakonische Antwort, die Jugendlichen 
seien wieder abgereist - von den Vorfällen am Vortag erwähnte der Heinleiter 
nichts. 

Wir hoffen anhand von Gedächtnisprotokollen der Betroffenen in den 
nächsten Tagen mehr darüber berichten zu können. 

Berlin, 9. 7. 90 Unabhängiges Kontakttelefon, g. h. 


Scheue Rehe und geile Böcke 
Zur wirtschaftlichen Perspektive der DDR 


Im Beschluss des Ministerrates vom 20.6.90 ist die Aufgabe höchst 
salbungsvoll formuliert. "Der Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik schafft die Voraussetzungen, auch 
in der DDR die soziale Marktwirtschaft als Grundlage der weiteren 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung mit sozialem Ausgleich 
sowie Verantwortung gegenüber der Umwelt einzuführen und hierdurch die 
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen ihrer Bevölkerung stetig zu 
verbessem." 

Das klingt verdächtig nach der im letzten Herbst endgültig bankrott 
gegangenen Zielstellung der "ständig wachsenden Befriedigung der 
Bedürfnisse der Bevölkerung", die nunmehr also die Marktwirtschaft leisten 
soll. Aber selbst wenn wir diese Zielstellung einmal probeweise akzeptieren, 
bleibt noch eine Menge zu tun. Alle bisherigen "Massnahmen zur 
Strukturanpassung" haben bis jetzt nicht gegriffen und zum überfluss stürzten 
sich die grossen Parteien in den Kampf um die Zerstückelung der kleineren 
und stellten im Eifer des Gefechts und in völliger Verantwortungslosigkeit 
dabei selbst den dringend notwendigen zweiten Staatsvertrag zur Disposition. 
Immerhin in dieser Frage ist Herr de Maiziere zuzustimmen, - in dem Sinne, 
dass ohne diesen zweiten Staatsvertrag kein Atom der ehemaligen 
DDR-Wirtschaft auf dem anderen bleibt. 

Denn es steht wirklich nicht gut um die DDR-Unternehmen. Wie 
schlecht eigentlich, weiss zur Stunde niemand genau zu sagen. Die 
Schwierigkeiten werden dadurch erhöht, dass einigermassen gesunde 
Betriebe ehrliche und damit niedrige Zahlen schreiben, während 
konkursgefährdete Unternehmen durch aufgepumpte Bilanzen Bankkredite 


6 


o 


\ 


Aus einer Untersuchung der Regierungskommission "Strukturanpas- 
sung", die über die alten Internzahlen des Wirtschaftsministeriums verfügt, 
für rund 2600 Betriebe ergibt sich die Einschätzung, dass 
900 Unternehmen - rd. 34%, voraussichtlich rentabel arbeiten und im 
wesentlichen ohne Förderungsmassnahmen auskommen können, 

700 Unternehmen - rd. 27%, voraussichtlich mit Verlust arbeiten, aber 
sanierungfähig sind 

1000 Unternehmen - rd 39% voraussichtlich als konkursgefährdet einzu- 
schätzen sind Ä 
Unter letztere fallen Betriebe wie die Werften, die Geophysik, der 
Fahrzeugbau, die Chemie und das dafür schon bekannte Mansfelder 
Kupferkombinat. Die sogenannten "Freisetzungen", zu deutsch Entlassungen, 
werden noch in diesem Jahr alle Rekorde brechen. Die Spitzenplätze werden 
dabei von den Bezirken Dresden und Gera eingenommen. 

Diese Angaben gelten aber nur unter der Voraussetzung, dass in 
Gruppe zwei investiert wird, und auch Gruppe 1 kommt eben nicht ohne 
Investitionen aus. Mit Investitionen aber sieht es im Moment schlecht aus. 
Nicht einmal die Kredite der Treuhandgesellschaft wurden in der zugesagten 
Höhe ausgezahlt. Die ausgezahlten 40% bedeuten für eine Reihe von 
Unternehmen, dass wahrscheinlich schon im August keine Löhne mehr 
gezahlt werden können. Aus dem Landwirtschaftsbezirk Neubrandenburg 
wird gemeldet, dass die Treuhand dort gar nichts herausrückt. Der 
Ministerpräsident weiss dazu auch nichts zu sagen. Sich an die Banken zu 
wenden, dürfte ganz besonders für die LPGs vergebliche Mühe sein. Die 
Banken verlangen DM-Bilanzen, mit denen niemand aufwarten kann. Und sie . 
wollen Sicherheiten haben, die die LPGs ebenfalls nicht liefern können, 
solange Rechtslage und Besitzverhältnisse vollständig ungeklärt und sie 
ohnehin meist bis über beide Ohren verschuldet sind. 

Hinsichtlich Investitionen sind die Banken hin- und hergerissen 
zwischen Gier und Geiz. Bis dato scheint sich aber die Strategie 
durchzusetzen, ein wenig zu warten, bis der ganze Laden zum Konkurspreis 
zu haben ist. Für diesen Fall, dass weiterhin Investitionen ausbleiben, sagt das 
"Handelsblatt" für 1991 eine Arbeitslosenzahl von 4 Millionen im Gebiet der 
DDR voraus, - das ist die Hälfte aller arbeitsfähigen Bürger. 

Hoffnungen werden auf den "Mittelstand", also kleinere und mittlere 
Unternehmen gesetzt. Die aber haben zur Zeit Liquiditätsschwierigkeiten und 
leiden unter dem Sommerloch. Da westliche Investitionen ausbleiben und die 
Regierung sich in der Vergabe öffentlicher Mittel zurückhalten muss, steigeri 
sich die Schuldenlast. Daran kann auch ein Duldungsstatement von 
Regierung und Banken wenig ändern. Auch der Bausektor, auf den als 
Kon junkturmotor grosse Hoffnungen gesetzt wurden, gerät wegen der 
ausbleibenden öffentlichen Aufträge zunehmend in eine schwierige Situation. 
Mit September beginnend, wird in Zusammenhang mit der beginnenden 
Rückzahlung der Kredite, dem "Mittelstand" der DDR der Bankrott 
prophezeit. Der Handel und sonstige Dienstleistungssektor dürften folgen, 
sobald die Kaufkraft der Bevölkerung infolge Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit 
etc. zurückgeht. 

Den Grossbetrieben hat jetzt der Chef der Treuhandgesellschaft eine 
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Dresden: Der VEB Dresdner Süßwarenfabriken "Elbflorenz war dem 
Konkurrenzdruck auf dem Schokoladenmarkt nicht gewachsen. Der Handel 
stornierte zum 2. Quartal alle Aufträge. Seit dem 23. März stehen die 
Maschinen in den drei Dresdener Betriebsteilen still. 350 Beschäftigte sind 
von der Entlassung betroffen. Annemarie Berg hat ihre Mschine, mit der 
früher Schocarees verpackt wurden, mehrmals geputzt. Jetzt bleibt ihr nur 
noch, ab und an den Saal zu fegen. 


weitere Schonfrist versprochen. Offenbar soll das Vermögen der Treuhand 

jetzt als Bürgschaft für Kreditvergaben gelten. Das begünstigt freilich 
“Gerechte und Ungerechte" und fördert nicht gerade die Investitionslust 
westlicher Interessenten, da sie nach dem endlichen Zusammenbruch auf 
noch billigere Gelegenheiten hoffen. 

Insgesamt handelt es sich bei den derzeitigen Statements von Banken 
und Regierung zur Lage der DDR immer um wohlüberlegte Schönrednerei. 
Es geht, falls nicht aus irgendeinem Grunde doch noch Investitionslust 
erwacht, eigentlich nur noch darum, die Katastrophe nicht mit einem Schlag 
und möglichst ohne allzu grosse Auswirkungen auf die Wahlen eintreten zu 
lassen. Dafür werden derzeit Millionen in bodenlose Löcher gestopft. 

Wir dürfen annehmen, dass sich die ArbeiterInnen eine derartig 
ruckhafte Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen nicht ohne weiteres 
gefallen lassen und auf die Strasse gehen. Ein gewisser Abfluss von 
Arbeitslosen wird durch übersiedlung in strukturstärkere Gegenden der BRD 
zu verzeichnen sein. Die gewachsene Arbeitslosenarmee wird einerseits 
bundesdeutsche Unternehmer in Versuchung führen, auch in der BRD die 


Löhne erheblich zu drücken, natürlich unter Berufung auf "Opfer für die _ 
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deutsche Einheit". Andererseits wird die Bundesregierung nicht an einer 
sozialen Destabilisierung interessiert sein. Wahrscheinlich wird der Versuch 
gemacht werden, den Zuzug von DDR-Arbeitnehmern mit entsprechenden 
Gesetzen zu stoppen. Aber es wird auch nötig werden, dass die 
Bundesregierung die Arbeitlosenunterstützung in den DDR-Ländern 
finanziert, um eine soziale Explosion zu verhindern. Fragt sich bloss, wie 
lange das bei ohnehin angespannten Bundesfinanzen geht. Und wir werden, 
wenn die herrschenden Schichten Gefahr für die Stabilität des Systems sehen, 
mit einer Verschärfung der Gesetze gegen die vielzitierten Extremisten 
rechnen müssen (die weniger diesen als den sozialen Bewegungen gelten 
wird), mit Einschränkung des Demonstrationsrechts, der Pressefreiheit etc. 

Die Ankündigung eines "heissen Herbstes" dürfen wir also wahr- 
scheinlich mit vollem Ernst aufnehmen und dementsprechende Vorüberle- 
gungen treffen. ; 

In diesem Zusammenhang -muss bei den sogenannten 
Bürgerbewegungen angefragt werden, ob es denn wirklich einen Sinn hat, 
wie das Kaninchen auf die Schlange zu blicken und die Wahlergebnisse als 
Massstab für die eigene Bedeutung zu handeln. Die Regierenden werden die 
Wahlen ohne Zweifel zu einem für sie günstigen Zeitpunkt ansetzen, bzw: für 
den Wahltag eine entsprechend positive Stimmung zu schaffen versuchen. 
Die Parlamente auf Landes- und Bundesebene werden ab dem Herbst in 
wesentlich höherem Masse als bisher die wirkliche Stimmung der 
Bevölkerung nicht mehr vertreten. Im Parlament zu sitzen wird je länger je 
mehr als Kainsmal der Mittäterschaft an der Verelendung der Bevölkerung 
gelten. Es wäre dumm und verbrecherisch, wenn sich die Bürgerbewegungen 
gerade jetzt zugunsten der Grünen oder der SPD auflösen. Mit dem Herbst 
beginnend wird es eine neue Entscheidungsrunde für die Ideen von 
Bürgerbeteiligung und Basisdemokratie geben (wenn sie denn jemals ernst 
gemeint waren). Das wird allerdings harte Arbeit sein und so mancher "Basis- 
demokrat" wird lieber einen weichen Ministerposten auf Landesebene haben 
wollen. 

Eine Bemerkung zum Schluss. Das im Herbst vorigen Jahres und 
immerhin noch zu den Wahlen so oft betonte Wort "Umweltschutz" taucht in 
all den Verhandlungen um die wirtschafliche Integration zur BRD höchstens 
mal am Rande als Verzierung und Alibi auf. Und je kritischer die Situation 
wird, desto weniger werden solche Gesichtspunkte eine Rolle spielen. Es geht 
hier eben um astronomische Gewinne, um dauerndes Elend oder vage 
Aussichten auf Wohlstand nach dem oft zitierten "Arbeitslosentunnel". Eine 
solch abstrakte Sache wie die freie ungehinderte Fahrt in die 
Klimakatastrophe spielt da keine grosse Rolle mehr. Höchstens werden wir 
nebenbei wieder aus den Medien erfahren, dass Kinder bei erhöhter 
Ozonbelastung im Hochsommer nicht allzu lange im Freien spielen sollten. 
Aber das und vieles andere sollte uns die endlich erreichte deutsche Einheit 
wirklich wert sein! r.l. 


Gibt es ein Diestel-Stasi-Syndrom? 
Neues von der Auflösungsfront 


Dem Ostberliner Stadtrat Krüger warf Diestel in diesen Tagen ein 
"Diestel-Stasi-Syndrom" vor. Anlass waren die in den Rathäusern der 
Ostberliner Stadtbezirke entdeckten Chiffrierstuben, die auf einer Anordnung 
des Ministerrates vom 2. November 1983 beruhten und nach der Wende 
ebenso weiter bezahlt wurden, wie weiter munter Nachrichten sendeten. Die 
Chiffrierstuben gaben ihre Meldungen, Krüger zufolge, an den Ministerrat 
und das Innenministerium ab. 

Diestel stritt ab und bezeichnete das ganze als "Köpenickiade". Die 
Büros seien die Chiffrierabteilungen des Magistrats, wie sie vergleichbar 
auch in Westberlin existierten. Ihre Mitarbeiter ständen auf Stellenplänen und 
seien dem Bürgermeister unterstellt. 

Krüger holte am nächsten Tag zum Gegenschlag aus und berichtete, 
dass die Chiffrierbüros zum internen Nachrichtennetz der Regierung, COM, 
gehören, das der MfS-Abteilung XI unterstand. Sie wurden dann dem 
Zivilschutz, der früheren Zivilverteidigung überstellt. 

Ja, die gute alte Zivilverteidigung gibt es noch, nur heisst sie seit der 
Neuformierung durch die Modrow-Regierung am 13. Januar 1990 
"Zivilschutz". Sie soll sich " iessli auf die 
Organisation des Schutzes der Bevölkerung und der Volkswirtschaft, der 
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lebensnotwendigen Einrichtungen und kulturellen Werte vor den Folgen von 

Natur- und technischen Katastrophen" konzentrieren (Hervorhebung nach 
eine Eigenwerbung der "Zivilschutzes"). Ob sie so nett ist, das wirklich 
“ausschliesslich und konsequent" zu tun, wissen wir nicht. Seit April arbeitet 
Herr Diestel an der Umstrukturierung des Zivilschutzes - und die Diestelsche 
Art der Auflösung von Stasistrukturen kennen wir pa. 

In der Tat fanden Krügers Leute heraus, dass ein ehemaliger Offizier 
im besonderen Einsatz des MfS (Oibe), jetzt im Innenministerium, das 
COM-Netz weiter betrieb, ob mit oder ohne Wissen von Diestel ist bis dato 
ungeklärt. Jedenfalls aber ohne Wissen des Magistrats und ders Stadtbezirke, 
was Diestel am Vortag frech geleugnet hatte. 

Herr Diestel hat schon wirklich recht, wenn er davor warnt, sich die 
Welt mit Verschwörungen zu erklären. Wie wir am Beispiel der Stasi sahen, 
kann auch die schönste und teuerste Verschwörung oft nicht den Sturz des 
Regimes hindern. Andererseits könnte es durchaus gefährlich sein, den 
geheimen Spuren höchst realer Verschwörer nicht nachzugehen. Und deshalb 
sollten wir in diesem Artikel unsere Kenntnisse auf den neuesten Stand 
bringen. 

Beginnen wir bei den oben schon erwähnten Offizieren im besonderen 
Einsazu des MfS. Seit einer Erstveröffentlichung im "Neuen Deutschland" 
darüber hat sich mancherlei Neues ergeben. Die verdeckt in Wirtschaft, 
Verwaltung, Poltik und Opposition arbeitenden Oibe wurden nicht, wie man 
damals glaubte, erst 1986 angesichts der Gefahren der sowjetischen 
Perestroika eingesetzt, sondern existierten bereits seit dem magischen Jahr 
1968 (VVS MfS 016-373/68). Das Jahr 1986 machte nur eine Neufassung der 
Ordnung aufgrund des allgemeinen wirtschaftlichen Debakels notwendig. 
"Oibe", die laut der Verordnung in der Lage sein sollten, "selbstständig 
ausserhalb tschekistischer Kollektive" zu handeln und zu entscheiden, 
wurden im Lande der organisierten Verantwortungslosigkeit je länger je mehr 
als eine Art Wunderwaffe angesehen und an allen möglichen und 
unmöglichen Orten eingesetzt. Ein Treppenwitz der Geschichte: Der 
Bevölkerung. wollte man die notwendige Handlungs- und Denkfreiheit nicht 
geben und sah sich dann gezwungen, selbst einen geheimen Orden von relativ 
Freien und Verantwortlichen zu schaffen. 

Die wirtschaftliche Not war so gross geworden, dass Mielke in einem 
internen Referat 1988 zugab, dass in etlichen Bereichen nicht einmal die 
einfache Reproduktion gewährleistet sei. Selbst Honecker sprach auf dem 10. 
Plenum verklausuliert von "kapazitätsbedingten Importen". 

Die Zuverlässigsten der Zuverlässigen bekamen eine solche Fülle von 
Aufgaben und schwollen derartig an Zahl an, dass die Konspirativität der 
Oibe nicht mehr gewährleistet war. Die Oibe-Strukturen wurden mit 
Mielke-Befehl 6/86 nur gestrafft. Unter anderem wurde bestimmt, dass die 
Oibes nur Informationsmaterial erhielten, das in unmittelbaren 
Zusammenhang mit ihren Aufgaben stand. Mielke-Befehl Nummer 10/86 
schuf eine neue Abteilung der Zuverlässigsten der Zuverlässigsten der. 
Zuverlässigen, - die UM. Weder ist bekannt, was diese Abkürzung bedeutet, 
noch Durchführungsbestimmungen, noch gar Namen. Der 
inoffiziell-offizielle Text der Aufgabenstellung unterscheidet sich in nichts 
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von dem der Oibe. 

Aber zurück zur Gegenwart. Hinsichtlich der Letzteren, der Oibe, ist 
der Volkskammerausschuss zur Auflösung der Stasi immer noch im Prozess 
der Prüfung. Aus Ostberlin liegt eine Liste mit 500 Namen vor, aus Erfurt 
eine gemischte Liste von 2000 und eine DDR-weite Liste enthält 1000 Oibe. 
582 wären allein’bei Markus Wolf in der Hauptverwaltung Aufklärung 
beschäftigt. 

Immerhin ist der Volkskammerausschuss hinsichtlich Diestels 
Auflösungskomitee für seine Verhältnisse zu gemässigt kühnen Schlüssen 
gekommen. David Gill teilte der Volkskammer mit, dass Stasi-Archivare 
keinen Zugriff zu den Akten mehr haben dürften. Angesichts der Tatsachen 


kann das einem Beobachter nur ein müdes Lächeln entlocken. Die 


Zivilmitarbeiter des Auflösungskomitees werden von Stasiarchivaren mit 
Akten versorgt und sichtlich auch kontrolliert. Wenn eine Akte gar zu 
anstössig ist, setzt sich Diestel-Intimus Eichler darauf, ein ehemaliger 
VS-Leiter aus dem VDGB oder aber sein Stellvertreter mit dem 
audrucksvollen Namen Schmutzler, ein früherer GV V-Leiter aus dem 
Hauptvorstand der NDPD. Nicht daran zu denken, dass nach unseren 
Informationen die Poststelle des Auflösungskomitees vom früheren Leiter der 
Abteilung XX der Stasi betreut wird. 

Ja, im Auflösungskomitee sind die Stasis und ihre Freunde dank 
Diestels Gnade gewissermassen unter sich und nur die blöden Zivilisten 
haben nichts zu lachen. Noch erhalten sie infolge vorübergehender politischer 
Umstände die Akten. Sie dürfen sie aber nicht aus dem Haus tragen, auch 
nicht in Ablichtungen, während die Stasis damit diejenigen, die Interesse und 
ein Scheckbuch haben, freigiebig bedienen. 

Bleibt die oft gestellte Frage, ob es denn tatsächlich noch überlebende 
Stasi-Strukturen gibt. Wir haben in den vergangenen Heften Antworten zu 
finden gesucht. Der Beweis für.erheblichere Bedeutung dieser 
Zusammenhänge ist uns nie gelungen. Gerüchte hinsichtlich der Verwicklung 
von Regierungskreisen gibt es viele, aber kaum wirkliche Anhaltspunkte. 

Immerhin ist es klar, dass es eine Reihe von Sprechern der ehemaligen 
Stasi-Mitarbeiter gibt, die sich von Zeit zu Zeit bei verschiedenen staatlichen 
Instanzen für ihre Klientel einsetzen. Sprecher ist beispielsweise ein uns 
bekannter ehemaliger Professor der Stasi-Hochschule in Potsdam, jetzt 
sinnigerweise Mitarbeiter des Arbeitsstabes zur Auflösung des 
Bezirkskomitees der Stasi in Potsdam (aber das sind wir mittlerweile ja 
gewöhnt). Diese Sprecher wurden nach eigenen Angaben seinerzeit bei 
Auflösung der Stasi gewählt ("als wir noch alle zusammen waren" - wirklich 
rührend). Sie könnten natürlich einen blossen und durchaus legitimen 
Interessenverband vertreten. Ebenso ist aber eine darüber hinausgehende 
Hilfsorganisation möglich, mit der zum Beispiel auch die SS nach dem 
zweiten Weltkrieg ihren Mitgliedern das Weiterleben und den Neuaufstieg 
sicherte. 

7 Zum anderen ist das wirtschaftliche Weiterleben von Stasi-Strukturen 
mehr als belegbar. Mit Hilfe Verbündeter aus der Ministerialbürokratie und 
oft auch Finanzspritzen bundesdeutscher Interessenten konnte sich 
Stasi-Mitarbeiter Vermögen in erstaunlichen Grössenordnungen aneignen. 
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Dank der Fürsorge von Hans Modrow und seiner Wirtschaftsministerin Luft 
konnten zahlreiche Betriebe der Stasi in den GmbH-Status überführt werden. 

Ein schönes Beispiel dafür ist die Brandenburgische 
Anlagenbau-GmbH in Willmersdorf bei Bernau, Teil des ehemaligen 
Fahrdienstes des MfS und des Aussenministeriums. 140 ehemalige und 
heutige Mitarbeiter verfügen jetzt über 40 Millionen Mark Grundbesitz und 
Liegenschaften und einen beweglichen Besitz von 30 Millionen Mark. 

Das Pilotprojekt für die GmbH-Bildung von Modrow und Luft war die 
Handels- und Leasing GmbH Gosen, der ehemalige Funkdienst des MfS. Das 
bewegliche Gut wurde im Auftrag des Auflösungskomitees verkauft und 8% 
einbehalten. Nachdem jeder Gesellschafter 1800 Mark eingezahlt hat, 
besitzen sie jetzt zusammen mit dem übernommenen Vermögen ein schönes 
Polster, um die marktwirtschaftlichen Herausforderungen anzugehen. 

Der Ingenieurbetrieb für wissenschaftlichen Gerätebau (ein Teilbetrieb 
davon ist in der Freienwalder Strasse in Ostberlin) ist der Nachfolger des 
Stasi-Institutes für wissenschaftlichen Gerätebau. Der Betrieb, der früher 
Spionagetechnik für die Stasi herstellte, kann seine Produktenpalette bestens 
auch an neue Kunden verkaufen. Das Zeug wird gerade jetzt dringend 
gebraucht. Hans Modrow ist in diesem Fall immerhin so weit gegangen eine 
neue, zivile Leitung einzusetzen. 

Zusammengenommen dürfen wir uns beruhigen: die Stasi-Frage als 
soziale Frage ist gelöst. Falls die Stasis nicht im Auflösungskomitee und 
seinen Unterabteilungen unterkommen, können sie sich vertrauensvoll an alte 
Kumpels wenden und werden bestens versorgt. Von denen wird bestimmt 
niemand kalte Füsse bekommen. Was allerdings uns andere betrifft, so ist das 
etwas ganz anderes... r.l. 
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- Baader ist tot 
Nachruf auf einen Östberliner 


Klischee also Wirklichkeit.Tagelang starb er im Krankenhaus vor sich hin. 
Allein. Er kam vor die Strassenbahn. 

In dieser bewegten Zeit ... Streiks, Nationales Besäufnis, "Sieg Heil" - 
Deutschland Weltmeister - "Endsieg im Kaukasus", - Kohl in Strick jacke. 

Da kräht kaum ein Blatt, kein Graffiti nach dem toten Baader. 

Ja - wenn er von Faschisten erschlagen worden wär ... ! Tausende 
hätten ihn durch die Strassen getragen. 

Aber so ... Strassenbahn ... naja ... 

Das wir trauern verlemt haben, wissen wir auch ohne Maas. 

Zu Baader was zu sagen, würde zu persönlich und abstrakt werden. - 
Was bleibt sind auch seine Texte und dass Baader Mathias-Holst heisst - und 
das sagt ja alles. d.t. 


Die Wiederaufbereitung von Schocks: billigste hakenkreuz Iyrik etwas zu 
erhellen wie immer ein verbrechen dass die diskette rechtfertigt wer einmal 
aus dem blechnapf frisst dem wird der abstrich: einverleibt... 


Ein denkwürdiges Dokument 
Fraktion der CDU Datum der Tagung 
der Stadtbezirksversammlung 9. Juli 1990 


Berlin-Lichtenberg 


Antrag der CDU Fraktion 

Betr.: Beschluss zur Einleitung notwendiger Massnahmen gegen den Radika- 
lismus im Stadtbezirk Berlin-Lichtenberg 

Die Stadtbezirksversammlung wolle beschliessen: 

(Auszug) 

3. Die Stadtbezirksversammlung ersucht den Stadtrat für Inneres 
Ermittlungen gegen die Organisationen einzuleiten, die sich hinter 

der Bezeichnung "Antifa-Info-Telefon 2292912" verbergen, die mit einer 
Flugblattaktion (siehe Anlage) die Verantwortung für die Ausschreitungen 
vom 23. Juni 1990 übernommen hat und zu weiteren terroristischen Aktionen 
aufruft. 

Die zuständigen Stellen beim Magistrat bzw. bei der Volkskammer werden 
ersucht im Ergebnis der Ermittlungen die notwendigen Schritte gemäss 
Vereinigungsgesetz 3 Absatz 2 und 21 einzuleiten. 


Den Antrag haben PDS und SPD unterstützt!! 


” Gesprächen mit k Anwohneringen und Anwohnern haben wir Me dass 
die Vermummung der Demonstrationsteilnehmerinnen und -teilnehmer 
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kritisiert wurde. Wir wissen aber, dass die Faschisten "Schwarze Listen" mit 
Fotos von aktiven Antifaschistinnen und Antifaschisten anfertigen. Deshalb 
mussten wir aus Gründen des Selbstschutzes unsere Gesichter verhüllen. 

Ein anderer Kritikpunkt waren die Sprühereien an Häuserwänden. Wir 
finden, dass die Notwendigkeit des antifaschistischen Kampfes nicht oft 
genug ins Bewusstsein der Menschen gerückt werden kann. Sollte uns allen 
nicht der Kampf für eine Welt ohne Nazis wichtiger sein als eine saubere 
Hauswand ? | 


Anmerkung: 


Die CDU hat weiterhin einen Antrag eingebracht, indem die Veranstalter der 
Antifa-Demo zum Schadenersatz bezüglich der Schäden der Lichten- 
berg-Demo in Höhe vom 80 000 DM zur Verantwortung gezogen werden 
sollten. (Unterstützt von PDS/SPD) 


Kein Forum für Faschisten 
Dialogspiele im Nachfeld der Lichtenberger Demonstration 


Nach der umstrittenen Antifa-Demo in Lichtenberg kam es zu Distanzie- 
rungen und Diffamierungen seitens der meisten Bündnisgruppen und zu einer 
notwendigen Auseinandersetzung innerhalb der DemoteilnehmerInnen. 

Die faschistische Zentrale in der Weitlingstr. 122 besteht trotzdem 
weiter. Populistisch und bürgernah versucht die "Nationale Alternative” sich 
einen Schafspelz anzulegen. 

Die nach der Demo vom Innensenator Thomas Krüger so gelobten 
Verhandlungen mit der NA und WOSAN und ihrer Zusage des freiwilligen 
Auszugs aus der Weitlingstrasse erscheinen als gutorganisierter 
Flop. Die jetzigen BewohnerInnen in der Weitlingstrasse gedenken nicht, 
freiwillig zu gehen. In dieser Situation kam es darauf an, den Faschisten in 
Lichtenberg keinen Stich zu lassen, die fasch. Zentrale zu räumen und die 
begonnenen Kontakte mit den AusländerInnen zu intensivieren. | 

In einer Situation, wo nachlassende Wachsamkeit und zurückgehende 
antifaschistische Organisierung zu solchen Ereignissen führen, wie nach dem 
WM-Fussballendspiel, als sich nach dem "totalen Sieg" Hooligans und 
faschistische Skins viel zu lange im Prenzlauer Berg und den anderen Stadt- 
teilen rumtreiben und randalieren konnten. 

In dieser Situation spukte (spukt?) eine Forderung in den Köpfen von 
Bündnismenschen und Kultur-" Autonomen" herum - Dialog mit Faschisten! 

Genau dies wollten einige Leute im Podiumsgespräch unter der 
überschrift "Antifaschismus und Terrorismus - Eisenstangen und 
Leuchtgeschosse" öffentlich vorführen. Die Initiatoren dieser 
Diskussionsrunde waren Radio P, Leute von Tacheles (Multikulturelles 
Zentrum), Jugendverband RAJV (der wohl noch 3 Mitglieder hat) und Bärbel 
Bohley. Die Diskussions-"Kontrahenten" sollten ein Einsatzleiter der VOPO 
aus Lichtenberg und zwei Faschisten der Nationalen Alternative (NA) sein. 
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Einen Tag vor der Veranstaltung, am 12. 7., trafen sich die verschiedenen 
Antifa-Gruppen und andere unabhängige Menschen zur Koordinierung zur 
Verhinderung der geplanten Veranstaltung. Es kam zu harten Auseinan- 
_ dersetzungen mit Vertretern aus dem Tacheles und von Radio P. 

Die Diskussion war gereizt und die Dummheit oder gewollte Taktik der 
Organisatoren erschreckend. 

| Ein Kompromissvorschlag der Antifas, das Podium umzustellen, Poli- 

zei und Faschisten rauszuschmeissen und dann gemeinsam über 

antifaschistische Selbstorganisierung zu reden wurde von den Organisatoren 

ignoriert. . 

Ri Dann nahm Jutta Braband (VL), ihre Zusage zurück - sie wusste nichts 
von einer Beteiligung von Faschisten am Podium. Bärbel Bohley lehnte die 
Teilnahme ab, da für sie die "Ausgewogenheit" der Podiumsbesetzung nicht 
gegeben war, da die Autonomen nicht mitmachten. Das und der Entzug der 
Raumerlaubnis in der Akademie der Künste durch den dortigen Vorstand und 
die angekündigte Blockadeabsicht brachte die Organisatoren nicht zum 
Einlenken. Sie versuchten weiterhin, an ihrem Konzept festzuhalten. 

Am 12. 7., eine Stunde vor Beginn der geplanten Veranstaltung fand 
vor der Akademie die angekündigte Gegenkundgebung statt. Viele hatten 
über Medien von der Absage der Veranstaltung gehört, aber 200 Leute kamen 
noch gut zusammen. 

Die Aktion war durch das Nichtstattfinden der Veranstaltung ein 
Erfolg. 

Diese Veranstaltung hätte den Faschisten ein Podium geboten, von dem 
aus sie ihre menschenverachtende Propaganda verbreiten hätten können und 
die NA als akzeptabler Gesprächspartner wäre zu einer gesellschaftlichen 
Gruppe im "demokratischen Disput" aufgewertet worden. 

Es ist klar, dass sich die Faschisten auf eine menschenverachtende 
Ideologie berufen. Mit Befürwortern von Massenmord und Angriffskriegen 
ist ein Dialog nicht möglich. Trotzdem ist die Auffassung, dass mit 
organisierten Faschisten öffentlich diskutiert werden kann und soll leider weit 
verbreitet. 

Das Thema Faschismus wird zu eine Art Jugendbandenkrieg verfälscht. 
Der Faschismus wird auf ein Randproblem reduziert, Rassismus, 
Nationalismus und Sexismus damit geschützt und geduldet. 

Zur Fussball-WM wurde "Sieg-Sieg-Sieg" und "Sieg heil" gegrölt, 
AusländerInnen wird der Arbeitsvertrag gekündigt, an der Grenze nach 
Süden und Osten wird eine neue.Mauer errichtet. 

Wo Nationalismus Staatspolitik ist, Rassismus Tugend, dort werden die 
“NA" und andere faschistische Gruppierungen bald akzeptabler 
Koalitionspartner sein. Menschen, die sich dagegen wehren, werden 
kriminalisiert und diffamiert. Praktischer Antifaschismus ist zur Zeit leider 
nur Abwehrkampf. Das direkte Vorgehen gegen Nazis, da wo sie auftreten, 
greift nicht gegen gesellschaftliche Tendenzen wie Arbeitslosigkeit. Wollen 
wir über dieses Verhältnis hinauskommen - wollen wir dem Faschismus 
‘ jegliche Grundlage entziehen, müssen wir grundsätzliche gesellschaftliche 
Veränderungen erreichen. Die Diffamierungskampagne, die nach der 
Lichtenberger Antifa-Demonstration einsetzte und die verschiedenen 
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Bei einer antifaschistischen Gegendemo zum Aufmarsch der 
faschistischen. Nationalen Front gingen katholische und evangelische Kirche 
gemeinsam mit Schwulen, Lesben, Alternativen und Anarchos. Den 
Demoschutz organisierte IRA-Symphatisanten. Antifas griffen währendessen 
den Nationalen Front Aufmarsch an. Die gegenseitige Akzeptanz unter- 
schiedlicher Aktionsformen ohne Diffamierung und Spaltung lässt eine 
gesellschaftliche breite antifaschistische Aktionsfront entstehen. Sie waren 
und sind sich in einem wesentlichen Punkt einig und setzen es in Praxis um - 
keinen Fussbreit den Faschisten - kein Forum für Faschisten. 
d.t. 


Ein Opfer wird zum Täter gemacht! 
Die alte, neue Methode der Polizei 


Am 8.7. gegen 3.00 Uhr werden zwei Männer, auf dem Ostberliner 
Helmholtzplatz, Fahrrad fahrend von fünf Personen, warscheinlich Faschos, 
mit Knüppeln angegriffen. Derweil einer der Opfer entkommen konnte, 
wurde der andere vom Fahrrad geprügelt und dann zusammengeschlagen. Als 
die Schläger samt Fahrrad verschwanden, brachte der zuvor Geflohene seinen 
Freund ins Cafe Schliemann und von dort ins Krankenhaus. Befund: 2 Finger ° 
gebrochen, Rippenprellung linke Seite, blaues Auge. 

Am gleichen Tag erstattete der Geschädigte im Polizeirevier Schönhauser 
Allee Anzeige. 

Seitens der VP kamen dabei merkwürdige Fragen als auch äusserungen, wie 
z.B.:"Es käme ja auf beiden Seiten vor". Fragen nach der politischen 
Gesinnung, nach einem weissen Ford. Sie schienen diese Vorgehensweise zu 
kennen. Damit nicht genug. Am 18.7. wurde der Geschädigte zum Verhör 
geladen. Es wurde erneut der Tathergang abgefragt. Der Vernehmer erwähnte 
ausserdem, dass am 8.7. ein Dachstuhlbrand von einer Person mit gleichen 
Namen wie das Opfer gemeldet wurde. Ob er es war. Nach dessen 
Verneinung konnte er gehen. Am nächsten Tag, erneute Vorladung des 
Opfers. Der Vernehmer, ein gewisser Wolf, fragte wieder (äusserst unhöflich) 
nach politischer Einstellung des Opfers und wiederum nach den Tathergang. 
Das Opfer wäre auf Grund seiner Kleidung logisches Ziel für derartige 
Angriffe. Die Befragung lief in einem Stil ab, als wäre das Opfer der Täter. 
Hinzu kamen Fragen nach dem Schliemanncafe, seinen Gästen und 
Betreibern. fa 

Nach der Vernehmung machte das Opfer unter dem Protokoll einen 
handschriftlichen Vermerk, dass es sich bei dem Befragten um das Opfer 
handele, da das Protokoll den Anschein erweckt, als wenn der Täter 
vernommen worden wäre. Dies ist kein Einzelfall. Derartiges passiert in 
letzter Zeit des öfteren. Die Sache ist ziemlich klar. Opfer werden zu Tätern 
gemacht, vermeintliche linke Gesinnung ist Anlass zu schlechter Behandlung. 
Die Polizei hat offenbar ihren "Oktoberschock" schon lange,überwunden. 
Dank Diestel, weiss man bei der Polizei wieder wozu der Knüppel am Koppel 
baumelt. d.w. 
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Aufruf der polnischen Gruppe Antifaschistische Aktion: 
Wir werden Le Pen nicht durchlassen! 


Am 15. August soll Jean Marie Le Pen in das ehemalige KZ Auschwitz 
kommen. Der Führer der französischen NATIONALEN. FRONT hat die 
Absicht, dort einem Gottesdienst des schismatischen (= Nichtanerkennung 
des 2. vatikanischen Councils, radikale nationalistische Abspaltung der kath. 
Kirche, d. Sätz.) Bischoffs Lefebvre beizuwohnen. 

Die NATIONALE FRONT ist eine eindeutig faschistische Partei. 

Le Pen ist seit vielen Jahren ein Aktivist rechtsradikaler und faschistischer 
Organisationen. Er hat nachweislich politische Gefangene gefoltert. 

In der Führung der NATIONALEN FRONT sind Faschisten, früher 
SS-Männer und Kollaborateure. 

Das Parteimitglied Professor Faurisson ist Autor einer "wissen- 
schaftlichen" Arbeit, welche beweisen soll, dass es keine Gaskammern 
gegeben hat und Le Pen stellte fest, dass die millionenfache Vernichtung von 
Juden "nur eine kleine Episode" des zweiten Weltkrieges darstellt. 

In Frankreich führt die NATIONALE FRONT eine rassistische 
Hasskampagne gegen Emigranten durch. Sie macht die Gastarbeiter, auch 
Polen, schuldig für die Probleme des gegen die gesellschaftlichen Interessen 
gerichteten Staatssystems. 

Dem Wählerdruck nachgebend, haben sie sich für die Verschärfung 
rassendiskriminierender Gesetze eingesetzt. x 

Die NATIONALE FRONT bedroht unmittelbar alle persönlichen, 
politischen, gewerkschaftlichen und anderen Freiheitsrechte. Die Stellung der 
Frau will sie zur Mutter- und Köchinnenrolle reduzieren. Sie will das Recht 
auf Schwangerschaftsunterbrechung verbieten, fordert aber gleichzeitig die 
breite Anwendung der Todesstrafe. 

Die NATIONALE FRONT ist entschieden miilitaristisch, unter dem 
Vorwand grosser Kriminalität will sie den Polizei- und überwachungsapparat 
verstärken. 

Mit gefährlicher Demagogie treibt sie zur Einführung des totalitären, 
faschistischen Systems. 

Der Erfolg Le Pens in Frankreich ist Teil einer in Europa zunehmende 
Faschismuswelle, die aufgrund der Zuspitzung gesellschaftlicher 
Widersprüche und Konflikte wächst. 

Auch in Polen propagieren nationalistische und faschistische 
Gruppierungen falsche, gefährliche Lösungen und Slogans, welche in der 
Vergangenheit zur Vernichtung von Millionen unschuldiger Menschen 
geführt haben. | 
Schon heute lenken faschistische Organisationen brutale Schlägertrupps, die 
rassistischen Terror auf polnischen Strassen ausüben. 

Der Besuch Le Pens in Auschwitz und das Lesen einer Messe sind eine 
weitere antisemitische Provokation. Ausserdem will er den Streit um das 
Kloster in Auschwitz neu hochputschen (dieser Streit brach aus, als Mitte der 
80iger Jahre in Auschwitz begonnen wurde ein katholisches Kloster zu bauen 
- in der jüdischen Tradition schändet ein Bet- bzw. Bitthaus an einem Ort wo 
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Le Pen will auf Kosten der Polen seine Popularität in Frankreich vergrössern. 
Le Pen möchte für einen Demokraten gehalten werden, einen seriösen 
Politiker im korrekten Anzug. Aber eben solche "Demokraten" waren auch 
seine Vorgänger Mussolini und Hitler, die nach demokratischen Wahlen in 
wenigen Monaten faschistische Diktaturen aufgeworfen haben. 

Sowohl Le Pen als auch polnische Faschisten benutzen Demagogie und 
körperliche Gewalt. Sie wollen die Demokratie gegen sich selbst ausnutzen. 

Faschismus, Rassismus und Antisemitismus sind keine politischen 
Weltanschauungen, es sind Verbrechen. Wi 

Mit den Faschisten redet man nicht, die Faschisten verbietet man! 

Die Anwesenheit des Faschisten im ehemalig nationalsozialistischen 
Vemichtungslager in Auschwitz, wäre eine unglaubliche Schändung. Wenn 
die staatliche Macht sich dem nicht widersetzt, glauben wir, dass die 
Gesellschaft einen entschiedenen Widerstand leisten muss. 

In dem Falle, dass Le Pen nach Polen kommen wird, rufen wir, am Tage des 
Besuchs, zu einer radikalen Blockade des französischen Faschistenführers 
aufl 

NIEDER MIT DEM FASCHISMUS! 


NO PASARAN! 

Gruppe 

Antifaschistische Aktion, Polen 

Kontakte zur Organisation und Vorbereitung 

Info-Telefon Antifa-Telefon 

Pptr | Berlin-Ost 

tel.: (98)-22/915395 2292912 

täglich ab 17.00 Uhr DI 18-20.00» 

(Warszawa) Sa 16-19.00 

* schriftlich an: 

PO BOX 67 INFOLADEN 

81806 SOPOT 6 "Bandito Rosso" 
Lotumstr. 10 a 
Berlin, 1054 


Wir solidarisieren uns mit den polnischen AntifaschistInnen, 

KOMMT AM 15. AUGUST ZUR BLOCKADE NACH AUSCHWITZ !!! 

INFORMIERT EUCH ! 

aktuelle Informationen zur Organisation ab 13. August unter der Nummer des 

ANTIFA-Kontakttelefons | 
INITIATIVE LIBERT4RES ZENTRUM-Berlin 
AUTONOME ANTIFA-Berlin/Ost 


Antifaschistischer Soemmerkalender 


Das sogenannte "Sommerloch" fällt in diesem Jahr für die Antifa-Bewegung 

aus. 

Am 9.8. beginnt die Fussball-Bundesliga in Berlin mit dem Spiel Herta BSC 
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gegen FC St. Pauli. Die Besonderheit dabei ist, das Herta einen mehrere 
hundert Personen starken Fascho-Anhang hat, St. Paulis Fans dagegen 
mehrheitlich links und antifaschistisch sind. St. Pauli ruft alle Linken und 
Antifas auf, gemeinsamm mit ihnen einen starken antifaschistischen Block im 
Olympia-Stadion zu bilden. Nähere Infos sind im westberliner besetzten Haus 
Marchstr. zu erhalten. Weiter geht es dann am 12.8. 

An diesem Tag soll ein weiteres Fussballspiel zwichen Herta BSC und dem 
1.FC Union, diesmal im der ostberliner Alten Försterei, stattfinden. Es ist 
dabei wieder mit grossen Faschozusammenrottungen sowie Ausschreitungen 
zu rechnen. Hauptgefärdet sind besetzte Häuser, linke Treffs und 
AusländerlInnen. 

Drei Tage nach dem oben mitgeteilten Termin in Auschwitz, am 18.8. wird es 
in Wunsiedel (BRD) im Zusammenhang mit einer geplanten Ehrung des 
Naziführers Rudolf Hess vorraussichtlich zu einer massenhaften Faschisten- 
zusammenrottung kommen. Hess war der Stellvertreter Hitlers, bis er sich 
nach England absetzte. Er wurde dann von den Aliierten bis zu seinem Tod in 
Berlin-Spandau gefangen gehalten. Hess wird von den faschistischen Banden 
als Märtyrer verherrlicht. Dazu ist eine BRD/DDR-weite Gegenaktion 
geplant. Nähere Infos zu all diesen Terminen sind in Ostberlin im Infoladen 
Bandito Rosso, oder im Infoladen Mainzer Strasse 5 zu erhalten. | 
Zeigen wir den Faschisten, das auch der Sommer nicht ihnen gehört. 

.d.w. 


Zivildienstverordnung geändert 


Fast unbemerkt kurz vor der Währungsunion am 27. Juni wurde die 
Zivildienstverordnung per Ministerratsverordnung verändert (Dokumentiert 
im Gesetzblatt Teil I Nr. 40 vom 12. Juli 90). Möglich macht diese 
Verfahrensweise, bei der nicht einmal die Volkskammer um Zustimmung 
gefragt zu werden braucht, noch ein Beschluss aus der Modrow-Zeit. 

Was ist neu? 

In Angleichung an bundesdeutsche Verhältnisse wurde die Kompetenz 
für den Zivildienst vom Arbeitsministerium auf das für Jugend und Sport 
übertragen. Zum Zweiten geht es um "die Verfahrensweise in Verbindung 
mit der änderung von Wehr- und Zivildienstverhältnissen". 

Einsatz von Zivildienstleistenden in Betrieben und Einrichtungen zu 
denen sie vorher ein Arbeitsrechtsverhältnis hatten, ist nun unzulässig. Wer 
also z.B. in einer Stadt, in der es nur ein Krankenhaus gibt in diesem bereits 
arbeitet, muss den ZD andernorts leisten. Wahrscheinlich war das 
Ausbeutungsverhältnis bei Einsatz am alten Arbeitsplatz zu offenkundig. 

Am härtesten trifft es die Unentschlossenen, diejenigen, die sich sagten: 
"Mal sehn wie es bei der Armee läuft (jetzt wo sich doch dort sooviiel 
geändert hat !!) - Zivildienst kann ich ja jederzeit auch da beantragen und 
nach spätestens 3 Wochen bin ich dann wieder raus aus der Armee." Bisher 
war dies möglich. Nunmehr müssen diejenigen, die dann "Soldat" genannt 
werden, bis zum nächsten "planmässigen Entlassungstermin" warten, um in 
den Genuss der "Zivildienstpflicht" zu kommen - nach bisherigen 
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Gegebenheiten ein halbes Jahr. Und, es kommt noch schlimmer: die 
abgeleistete Wehrdienstzeit wird ihnen nicht mehr auf die Zivildienstzeit 
angerechnet! Also hilft nur: Wehrdienst gleich verweigern. Kurioserweise 
müssen diejenigen, die auf die Wahnwitzidee kommen, vom Zivildienst in 
den Wehrdienst zu wechseln, ihre Zeit nicht "nachdienen". 

Immer noch gibt es eine nicht unbeträchtliche Anzahl Jugendlicher, die 
von der Möglichkeit des Zivildienstes einfach noch nichts gehört haben. 
Diese werden nun doppelt bestraft. 

Inzwischen wurde bekannt, dass einige Wehrkreiskommandos (Son- 
dershausen, Berlin-Prenzlauer Berg, Schwedt, Waren ..) die neue Verordnung 
über den Zivildienst auf ihre Weise auslegen. Sie versuchten zu Musternden 
weiszumachen, dass die Zivildienstverordnung nicht mehr gelte. So auf die 
Art, den Zivildienst gibts jetzt nicht mehr - also altbekannte 
Falschinformation. Der Volkskammerabgeordneten Vera Wollenberger, dort 
stellvertretende Vorsitzende im Verteidigungsausschuss, sind allein zwei 
Dutzend solcher Fälle bekannt. 

Unklar bleibt, ob damit das drohende Dienstpflichtgesetz abgeschmet- 

tert ist, in dessen Entwurf wieder von einer 2-jährigen Haftstrafe für 
Totalverweigerer di Rede ist. Bisher ist a nur eine Geldstrafe möglich. Aber 
bis zum heutigen Tag wurde kein Fall bekannt, dass irgendein 
Totalverweigerer eine solche ausgesprochen bekam. Behält sich dies der 
Ministerrat per Beshluss vor? 
Veränderungswürdig gewesen wäre z. B. der 10 (3), der Passus über die 
Heranziehung von Studienbewerbern:- Studenten müssen vor Studienbeginn 
zum Zivildienst, befinden sich also im gleichen Druck wie zu SED-Zeiten. 
g.h. 


Berlin (SN) - Nach zuverlässigen Angaben unseres Berliner Mitarbeiters 
wurden bis zum 15. Juni 90 15380 Dienstbescheide ausgesprochen. 
14635 sind der Aufforderung nachgekommen 

745 sind der Aufforderung nicht nachgekommen 

davon 

562 mit Begründung (z. B. Rückstellungsanträge, Krankheit ..) 

183 erklärten ihre Totalverweigerung. | 

Bis zum 15. 6. 90 lagen ca. 68 000 Anträge auf Zivildienst vor. 


PARTEI DER SCHWÄTZER 


Die PDS, so erinnern wir uns dunkel, postulierte kurz vor der Wahl, sie wolle 
für die Abschaffung der Wehrpflicht eintreten. (obwohl die 
Modrow-Regierung diese Forderung des Runden Tisches abgeblockt hatte.) 
Gysy versprach gar noch im April, einen solchen Antrag in die Volkskammer 
einzubringen. Dann folgte lange Zeit Stille. Bereits Anfang Mai glänzte sie 
durch Abwesenheit bei einer antimilitaristischen Demonstration, bei der sie 
Beteiligung zuvor noch zugesagt hatte. 

Ein ND-Artikel machte es nun offenbar: Die Forderung nach 
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Abschaffung der Wehrpflicht sei derzeit nicht "politikfähig". Im Bereich des 
Militärs habe sie gar zu Mitgliederverlusten geführt - wahrscheinlich vor 
allem in Richtung DSU. Und eigentlich war diese Forderung nur erhoben 
worden, um den Berufsmilitärs ihre Arbeitsplätze zu erhalten. 

Es gibt also eine weitere Gemeinsamkeit von CDU, SPD und PDS. 
Langsam fallen die Masken. g.h. | 


DEMO GEGEN VEREIDIGUNG UND MILITÄR 


Zum Vereidigungszeremoniell am 20. Juli im Strausberger Verteidi- 
gungsministerium waren auch Vertreter der antimilitaristischen Gruppen 
"Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer" und "Gewaltfrei leben" 
erschienen. Erstere zeigten zwei Transparente "Jede Zeit hat ihren Eid - seid 
ihr schon wieder bereit?" und "Entmilitarisierung statt wiedervereinigte 
Armeen". Die anderen hissten eine weisse Fahne am Eingang zum 
Ministerium - die Armee gibt auf. "Gewaltfrei leben" -Aktivisten riefen dazu 
auf, an jedem Freitag 17.00 Uhr vor den Wehrkreiskommandos weisse 
Fahnen zu hissen und eine Mahnwache für Entmilitarisierung, Wehrpflicht - 
und Armeeabschaffung zu halten. | 

Die Aktion verlief, bis auf eine Umarmung des Totalverweigerers 
Frenzel durch Verteidigungsminister Eppelmann, ohne Zwischenfälle. 
Eppelmann zu seinem ehemaligen Arbeitskollegen im kirchlichen Dienst: 

"Es ist gut, dass ihr immer wieder für Diskussionsstoff sorgt." 

Einiges blieb fragwürdig bei dieser Vereidigung. Bewusst wurde der 
20. Juli gewählt, um die NVA in die Tradition konservativer Militärs zu 
stellen, die ziemlich spät auf die Idee des Tyrannenmordes kamen-fatale 
Erinnerungen kommen hoch: auch die SED benutzte ständig irgendwelche 
Persönlichkeiten zur Legitimierung ihrer Politik. Auch manche Wendungen 
wie "Disziplin" und "Treue" und "Schutz des Friedens und der DDR" klingen 
sehr vertraut - letzteres bedeutet pikanterweise, dass die Soldaten im Falle der 
deutschen Vereinigung und Abschaffung der DDR zu den Waffen greifen 
müssten - sollte uns dies wirklich bevorstehen? 

Im Tagesbefehl Eppelmanns zur Vereidigung heisst es, die Soldaten 
würden auf die Verteidigung des "Vaterlandes" schwören. Eppelmann ist halt 
Mann. Und nach der Beliebtheit des Begriffes "Volk" fehlt jetzt eigentlich 
nur noch der vorangestellte Begriff "Führer" und das kleine positive 
Wörtchen "für". 

Eine Armeezeitung berichtete, dass hunderte Soldaten es abgelehnt 
hatten, den militärischen Eid zu sprechen. Es wurde ihnen freigestellt - 
Hauptsache sie bleiben bei der "Fahne". Eppelmann als Pazifist und Christ 
sollte zudem die Bergpredigt kennen, worin Jesus sagt: “Ihr sollt nicht 
schwören!" 

Von einer wirklichen Aufarbeitung der NVA-Gefolgschaft im 
SED-Staat ist keine Rede. Der Armee werden gar demokratische 
Persil-Scheine ausgestellt, ob ihres Verhaltens im Herbst 89. Aber was ist mit 
den Befehlen gegenüber wehrpflichtigen Bereitschaftspolizisten, die genau 
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vor einem Jahr bereits gegen Demonstranten eingesetzt wurden? 

Bis auf hohle Worte von Demokratie hat sich nichts geändert. 
Eigenartig wie willig sich das zum Jahresende auflösende "Abrüstungs-und 
Verteidigungsministerium" der DDR nur noch zum Erfüllungsgehilfen der 
Pläne bundesdeutscher Militärs macht. | 

Der Hinweis auf die Gewissenstäterschaft Stauffenbergs bleibt eine 
Farce, solgange Strafverfolgung für totale Kriegs- und Zwangs- 
dienstverweigerer vorgesehen ist. g.h. 


Dokument (spricht für sich selbst) 
Verfahrensweise bei Erklärungen der 


Totalverweigerung durch Zivildienstpflichtige 


Nach gegenwärtigem Verfassungsrecht der DDR besteht die Wehrpflicht 
kraft Gesetzes, von der sich der Bürger nur durch rechtskräftige Feststellung 
für den Zivildienst auf der Grundlage seiner schriftlichen Erklärung, 
Zivildienst leisten zu WOLLEN, befreien kann. Der Zivildienstpflicht als 
subsidäre Pflicht unterliegt er kraft Feststellungsbescheid. 

Da die Erklärung einer Totalverweigerung dem Grundsatz der zuvor 
abgegebenen positiven Leistungsbereitschaftserklärung zuwiderläuft, ist für 
die Aufrechterhaltung des Feststellungsbescheides kein Raum mehr gegeben. 

Durch den, den Feststellungsbescheid erteilenden Direktor des Amtes 
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für Arbeit, ist der Feststellungsbescheid mit Wirkung der Abgabe der 
Totalverweigerungserklärung zurückzuziehen. 

Damit erlischt die Zivildienstpflicht und der Bürger unterliegt wieder 
der gesetzlichen Wehrpflicht, bei deren Verweigerung er gegebenenfalls 
strafrechtliche Verantwortlichkeit begründet. 

Aus dem "ZIVILDIENST" - Bulletin der DDR vom 10. Mai 1990, Jahrgang 
1, Nr. 1, (herausgegeben vom Ministerium für Arbeit und Soziales, Bereich 
Zivildienst) | 


Nachstehenden Artikel drucken wir ab, weil er eine zentrale Stütze der 
kapitalistischen,"sozialen" Marktwirtschaft anhand eines aktuellen Beispiels 
erklärt. Es geht um Boden als Wirtschaftsfaktor und Garant von 
leistungslosem Einkommen. Er zeigt, gewürzt mit aktuellen Zahlen, wem das 
Einkommen zufliesst und wer darum betrogen wird. Vielleicht zeigt der 
Autor sogar einen Ansatz zu mehr wirtschaftlicher Gerechtigkeit, aber so 
genau können wir das nicht sagen. 


DAIMLER, DIE SPD UND IHR 
WURMFORTSATZ AL 


Ganz toll! Da Daimler-Benz nun seine Bürotürme an den Potsdamer Platz 
setzen darf, wird es 3.000 Arbeitsplätze mehr in Berlin geben. Das glauben 
jedenfalls die SPD und ihr Wurmfortsatz, die AL. Die ALer sind zwar gegen 
den Daimler-Vertrag, ihre sozialdemokratischen Koalitionsgenossen lassen 
sich jedoch mit dem Versprechen von 2.500 bis 3.000 Arbeitsplätzen ködern, 
das "Filetstück" am Potsdamer Platz, 61.710 qm Gemeindeland, an die 
privaten Grossaktionäre von Daimler-Benz zu verramschen. (Schlauere 
"bürgerliche" Politiker lassen sich wenigstens, wie zu Zeiten des 
CDU/FDP-Senats, mit Barem bestechen.) . 

Nicht einen einzigen Arbeitsplatz wird es in der gesamtdeutschen 
Volkswirtschaft weniger geben, wenn Daimler seine Büros am Stadtrand oder 
in irgendeiner anderen Gemeinde ansiedelt. Und Daimler wird kommen! 
Denn Berlin als zukünftige Hauptstadt und Tor zum Wirtschaftsgebiet des 
ehemaligen Ostblocks besitzt da eine Monopolstellung. Folglich ist zu 
erwarten, dass hier die Bodenpreise mindestens ebenso steigen werden wie in 
anderen Metropolen Deutschlands, Europas und der Welt. 


Verdoppelung der Bodenpreise in einem Jahr! 
Eine halbe Million für einen Quadratmeter Boden! 

In der Bundesrepubluik stiegen die Bodenpreise von 1965 bis 1989 von 22 
DM/qm auf 132 DM/qm im Durchschnitt, also um das sechsfache in 24 
Jahren (Globus / Stat. Bundesamt). Der gesamte private Gewinn aus dem 
Bodenwertzuwachs betrug allein 1986 rund 120 Milliarden DM (Helmut 
Creutz, Leistungslose Einkünfte aus dem Bodenbesitz, in: 2. f. 
sozialökonomie 69/86). Mehr als das Doppelte des jährlichen Vertei- 
digungshaushalts floss also privaten Grundeigentümern zu! 


25 


In der Hamburger Innenstadt, am Jungfernstieg und Neuen Jung- 
fernstieg, kostet ein Quadratmeter gegenwärtig 30.000 bis 40.000 DM 
(Forbes 6/90). Vergleichsweise wenig! In Zürichs Bahnhofsviertel wurden 
vor acht Jahren 40.000 bis 50.000, heute 250.000 bis 300.000 Franken für 
den Quadratmeter gezahlt - eine Versechsfachung des Bodenpreises in acht 
Jahren! "Die 6 Hektar Bahnhofstrasse kosten mindestens 10 Mrd. Franken", 
schreibt die Zeitung Forbes (5/90).Ein Franken entspricht etwa einer DM. 


Auch Johannes Willisch erhält ein Stück "Bahnhofsstrasse": den 
Bahnhofsvorplatz von Magdeburg! In Magdeburg haben die durch Wahl- 
betrug an die Macht gekommenen SED-Gemeindepolitiker, voran der 
Oberbürgermeister Werner Nothe, der Gesellschaft des Bodenspekulanten 
Willisch 500 Hektar Gemeindeland zugeschanzt. Darunter befinden sich 50 
Hektar zentralgelegenen Bodens, der bei einem sehr niedrig veranschlagten 
Quadratmeter-Preis von 2.000 Mark einen Gesamtwert von einer Milliarde 
besitzt. "In westdeutschen Grossstädten... liegen die Preise (für gleichwertige 
Grundstücke) mancherorts zehnmal so hoch", schreibt der Spiegel und meint: 
"Allein der Weiterverkauf - der so kinderleicht wäre, dass ein Analphabet ihn 
erledigen könnte - brächte der Willisch-Gesellschaft 60 Millionen Mark 
Provision ein, wenn sie sich auf einen so bescheidenen Satz wie die 
Hamburger Makler beschränkte".Doch diese 60 Millionen sind nur ein 
Klacks gegenüber den Milliardengewinnen, die durch den Wertzuwachs 
dieses Bodens in einigen Jahren zu erwarten sind. 


In der Nachbarschaft Berlins, in Potsdam, sind von den dortigen 
frischgebackenen "Volksvertretern" für wenige 10.000 Ost-Mark wertvolle 
Grundstücke aus dem Volkseigentum an ehemalige SED-Bonzen und 
Stasibeamte verscherbelt worden. Ein Grundstück, dessen Quadratmeterwert 
um 650 DM liegt, ging für einen Quadratmeterpreis von fünf Ost-Mark weg, 
ein anderes, für das ein westdeutscher Interessent fünf Millionen DM geboten 
hatte, für. 16.600 Ost-Mark (Spiegel 26/90).Jetzt sollen auf Vorschlag des 
Ressortchefs Ulrich Mehlmann (CDU) "Grundstücke in gefragter Lage...zu 
im Westen üblichen Höchstpreisen verkauft werden" (Tgsp 21.7.90). Er will 
damit erreichen, dass die ehemalige Residenzstadt Potsdam "in alter 
Herrlichkeit" wiederaufersteht. Was er damit ebenfalls erreichen wird, sind 
erhebliche Mieterhöhungen und Bodenwertsteigerungen, die diese neuen 
Eigentümer als leistungslose Gewinne einsacken werden. 


In Japan betrug der durchschnittliche Wertzuwachs im letzten Jahr 
17%, 80 km von Tokio entfernt mehr als 36%, in Osaka für 
Gewerbegrundstücke 46.3 %, für Wohngrundstücke sogar 56.1 %. In Osaka 
hat sich der Bodenwert in einem Jahr verdoppelt - eine gigantische Rendite 
für Geldanleger und Bodenspekulanten! In Tokio selbst muss für den 
Quadratmeter eines Wohngrundstückes umgerechnet bereits 168.000 DM, für 
ein Geschäftsgrundstück über eine halbe Million hingeblättert werden. Das 
führte zu so hohen Mieten, dass die in Tokio Beschäftigten weit von Tokio 
entfernt wohnen und Fahrzeiten zu ihren Arbeitsplätzen und zurück von 
insgesamt vier bis sechs Stunden hinnehmen müssen (Tsp 24.3.90). 
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Der West-Berliner Senat verschenkt 15 Milliarden! 

Und in Berlin? In Berlin, wo bis zum Jahr 2000 ein Bevölkerungszuwachs 
von 300.000 erwartet wird (VB 5.7.90), verschleudern die Sozialdemokraten 
Gemeindeland, das wahrscheinlich bald der teuerste Boden Europas sein 
‚wird, für ein Butterbrot an die Grossaktionäre eines Konzerns, der mit seinen 
Kapitalgewinnen nicht mehr weiss wohin. Da bietet sich, wie vom Himmel 
gefallen, der Potsdamer Platz als extrem günstige Kapitalanlage an. Der 
dortige Quadratmeter hat laut Spiegel (20/90) bereits jetzt einen Wert von 
10.000 DM (Kudamm: 

7000 DM/qm). Die multifreundlichen Sozis (Stadthistoriker 
Hoffmann-Axhelm: "Angst vor dem Markt und geheime Sympathie jenen 
Kolossen gegenüber, die ihn durch übermacht auszuschalten wissen, wo also 
dieselbe Organisation, Mittelmässigkeit und Verlässligkeit herrscht wie im 
eigenen Lager.";taz 14.6.90) geben das Eigentum der Berliner Bürger - unser 
aller Eigentum! - für 1.505 DM/qm her, also mit einem Verlust von 8.500 
DM/qm. Sie verramschen die 92 Hektar für 92 Millionen DM, obwohl das 
Grundstück bereits jetzt 617 Millionen wert ist. Das ist ein Geschenk an die 
Daimler-Aktionärevon mehr als einer halben Milliarde! Ein hübsches 
Sümmchen, das z. B. für die Einstellung zusätzlicher Lehrer in der Stadt, wie 
das derzeit gerade gefordert worden ist, genutzt werden könnte. 

Was wäre jedoch, wenn der Senat den Boden erst in 10 bis 20 Jahren 
verkaufen würde, wenn "Gross-Berlin mit mehr als 5 Millionen Einwohnern 
das dominierende Wirtschafts- und Kulturzentrum Deutschlands" (Spiegel 
28/90) geworden ist? Dann wäre durch die Ansiedlung vieler Firmen in 
Berlin nach dem Mauerfall und durch die zu erwartende Wohnungsnachfrage 
durch gut verdienende Manager und Privatunternehmer und durch 
zahlungskräftige Beamte aus Bonn, nachdem Berlin Hauptstadt geworden 
sein wird, der Bodenwert um das Vielfache gestiegen, wenn nicht gleich auf 
Tokioter, dann vielleicht auf Züricher Niveau, also auf 250 000 bis 300 000 
DM/qm. Der Gesamtwert des Bodens betrüge dann 15 bis 18 Milliarden DM! 
Damit könnten eine Menge unsubventionierter und doch preiswerter 
Wohnungen gebaut werden, die dafür sorgen könnten, dass die Mietpreise in 
der zukünftigen Hauptstadt Berlin nicht auf Züricher oder gar Tokioter 
Niveau klettern. 

Doch däs widerspräche den Intergssen jener vielen Politiker, die selbst 
Haus- und Grundeigentümer sind, wie z. B. der Reg. Bürgermeister Momper. 
Dieser SPD-Politiker tritt in einem .Spiegel-Gespräch mit Wallmann 
wehement für Berlin als Hauptstadt ein (Spieges 28/90). Vielleicht in 
Erwartung dessen, was dann auf ihn zukommt? Im einführenden Artikel zur 
Hauptstadtfrage heisst es:"Die Mieten in Berlin steigen und die 
Grundstückspreise explodieren..." 


Mit einem Pachtvertrag 600 Millionen im Jahr für die 


Gemeinde! 
Der Ost-Berliner Bürgermeister Schwierzina (SPD) hat - ganz im Sinne 
des Altliberalen Adam Smith, der Bodenreformer Henry George und Adolf 
Damaschke und des Liberalsozialisten Franz Oppenheimer - empfohlen, das 
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. Grundstück am Potsdamer Platz in Erbpacht zu vergeben. Doch "so etwas 
war (bei den Verhandlungen mit dem West-Berliner SPD/AL-Senat) nie im 
Gespräch", sagt Konzernsprecher Kleinert (Spiegel 20/90). 

Bei nur 4% Pachtzins würde der Gemeinde beim gegenwärtigen 
Preisstand von 10 000 DM/qm eine Pacht von 24 Millionen, wenn Züricher 
Preisniveau erreicht sein wird, eine Pacht von 600 bis 700 Millionen DM im 
Jahr zufliessen, mit steigender Rate entsprechend des Bodenwertzuwachses. 
Wenn die Sozialdemokraten meinen, dieses "Filetstück" Europas unbedingt 
Daimler zuschanzen zu müssen, warum dann nicht gegen jenen’Zins, den nun 
die Daimler-Aktionäre kassieren? Einerseits, indem die 
Daimler-Benz-Kapitalgesellschafteinen Teil ihrer Büroräume selbst nutzt, 
und somit Kosten für das Anmieten teurer Fremdräume spart; andererseits, 
indem sie den grössten Teil der Räume, die sie dort baut, teuer vermietet. 


Letztendlich zahlen diesen Bodenzins jene Menschen, die nach Berlin 


zuziehen, hier Kinder kriegen und aufziehen und durch diesen 
Bevölkerungszuwachs den. Boden für den Neubau von Wohnungen und 
Gewerberäumen verknappen und die durch die Vermehrung des gesell- 
schaftlichen Reichtums durch ihre produktive Arbeit die Nachfrage nach dem 
knappen und unvermehrbaren Boden steigern. Das treibt die Mieten für 
Wohnungen und Gewerberäume und den Bodenzins und die Bodenpreise 
hoch. Doch alles, was Sozis und Alerm dazu einfällt, sind 
Subventionszahlungen an die Mieter aus der Staatskasse, damit die Mieter die 
hohen Zinsbelastungen. bezahlen können, was jedoch den Grundrentnern den 
Bodenzins garantiert. Oder sie fordern Mitpreisbindungen, wie z. B. die 
AL-Senatorin Schreyer auf einer öffentlichen Veranstaltung zum 
Daimler-Skandal. Mietpreisbindungen blockieren jedoch dringend 
notwendige Geldinvestitionen in den Wohnungsbau, da dann die hohen 
Kreditzinsen nicht mehr bezahlt werden können, und sie sind - da es bei 
Daimler um Gewerberäume geht - völlig irrelevant. 

Diese 600 bis 700 Millionen DM an Bodenzins aus dem 
Daimler-Gelände könnte der Senat in einigen Jahren selbst kassieren, neben 
allen anderen Einnahmen, die aus der Daimler-Ansiedlung fliessen werden. 
Von 600 Millionen könnte er Mietbeihilfen bezahlen, ohne die dieselben 
Mieter mit entsprechenden Steuern zu belasten, oder jedem Einzelnen der 
3000 Arbeitslosen, die es angeblich ohne Daimler geben wird, ein saftiges 
Arbeitslosengeld zahlen: jeder Einzelne hätte dann ein Monatseinkommen 
von mehr als 16 600 DM! Jetzt fliesst dieses Geld als arbeitsfreies und kaum 
versteuertes Einkommen in die Taschen der Daimler-Aktionäre. Ein 
Liebesdienst an den Genossen Edzard Reuter, Chef des Daimler-Konzems 
und Sohn des ehemaligen Regierenden Bürgermeisters von Berlin, Ernst 
Reuter, SPD? 

Vielen Dank an die "Volksvertreter" des Berliner Abgeordnetenhauses, 
die dem Grosskapital das Milliardeneigentum der Berliner Bürger schenken! 
Dank auch an alle jene ALer, die sich vor allem Sorgen um das Pflanzen von 
Veilchen im Zentrum einer zukünftigen. Weltstadt machen - und natürlich um 
"Arbeitsplätze". In ihrem Pressedienst fordern sie, dass im Vertrag mit 
Daimler "zusätzliche Arbeitsplätze festgeschrieben werden". - 
Arbeitsplatzgarantie wie im gerade pleite gegangenen "realen Sozialismus"? 

28 


& 


Dieser Quatsch belegt bestens den ökonomischen Sachverstand von 
"Alternativ"-Politikern, die vorgeben, uns aus der Wohnungs- und 
Beschäftigungsmisere heraushelfen zu können. 


Die dänische Bodenwertsteuer und ihre Folgen 

Radikale Sozial- und Bodenreformer fordern die Rückgabe des Naturge- 
schenks Boden und seiner Schätze an alle Menschen durch Vergesell- 
schaftung oder, wie Silvio Gesell, ihre Zueignung an alle Mütter und Kinder, 
um ihnen eine vom Patriachat unabgängige Einnahmequelle aus 

seiner Verpachtung zu erschliessen. Doch dumme und selbstsüchtige 
Politiker vertun eine Chance zu etwas mehr sozialer Gerechtigkeit und . 
Volkswohlstand, indem sie Volkseigentum an Spekulanten und Geldanleger 
verschleudern und obendrein auf eine Einnahmequelle verzichten, die aus der 
Arbeit schaffender Menschen gespeist wird und jetzt allein für parasitäre 
Finanzkapitalisten und Grundrentner sprudelt. 

Die einzige Lösung, die uns jetzt noch bleibt ist die, die George, 
Damaschke, Oppenheimer und in neuerer Zeit u. a. Martin Pfannschmidt (Die 
Bodenrente, 1953; Vergessener Faktor Boden, 1972) und Gustav Bohnsack 
(Gesellschaft, Raumanordnug, Städtebau, Grund und Boden; 1967) 
. vorgeschlagen haben: die Bodenrente durch eine Bodenwertsteuer 
abzuschöpfen. Dadurch könnte auch ohne Vergesellschaftung des Bodens der 
Gesellschaft ein fihrlicher Betrag aus der Bodenrente zurückerstattet werden, 
der höher liegt als der gegenwärtige Verteidigungshaushalt. Bereits 1986 
betrug der Bodenzins, der den privaten Grundeigentümern zufloss, laut 
Creutz rund 60 Milliarden DM. Diese Abschöpfung des arbeitsfreien und 
steigenden Einkommens der Grundeigentümer aus dem Bodenzins, der 
bedingt ist durch die Vormachtstellung des unvermehrbaren Naturprodukt 
Boden auf dem Markt, ist keine blasse Theorie. Sie wird in vielen Ländern 
der Erde praktiziert. In British Columbia (Kanada) z.B. deckt die 
Abschöpfung der Bodenrente 75% des gesamten städtischen 
Steueraufkommens.In Dänemark wird seit den 20er Jahren eine 
Bodenwertsteuer erhoben, durch die immerhin 50% der Bodenrente in die 
Staats- und Gemeindekassen fliessen. Durch die Bodenwertsteuer, und da 
auch der ungenutzte Boden versteuert wird, kam es dort zu einem erhöhten 
Bodenangebot und sinkenden Bodenpreisen. Der Boden verlor an Wert als 
Geldanlage und Spekulationsobjekt. Da für die Bodenwertsteuer die 
Besteurung des vermehrbaren Sachkapitals: abgeschafft wurde, bewirkte 
beides zusammen eine positiven Entwicklung des Kleingewerbes, der 
Kleinbauernwirtschaften und des Wohnungsbaus. | 

Da Boden jetzt relativ billig ist und da das Kapital, also auch die 
vermehrbaren Häuser, nicht mehr durch Kapitalsteuern belastet werden, 
können Bauherren preiswerter bauen. Folglich wird mehr gebaut, das 
Angebot an Wohn- und Gewerberäumen steigt und die Mieten sind auch in 
Grossstädten nicht übermässig hoch. 

Da die Kapitalsteuer wegfällt, lohnt es sich für den Bauem, einen 
Mähdrescher zu kaufen oder eine neue Scheune zu bauen. Und es lohnt sich 
für Gewerbetreibende, in neue oder zusätzliche Pro- 
duktionsmittel zu investieren, und für junge Leute, sich selbständig zu 
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machen, als Einzelunternehmer oder Genossenschaftler, und Kredite für 
Werkzeuge, Maschinen, Büro- und Ladeneinrichtungen aufzunehmen. 

Die Bodenpreise steigen nicht mehr in schwindelnde Höhen und die 
Kapitalkosten werden nicht zusätzlich zu den Kreditzinsen auch noch durch 
eine Kapitalsteuer hochgetrieben. Die Folge ist, dass mehr und modermeres, 
also ökonomisch effizienteres Kapital erzeugt wird, die Kapitalredite fällt, die 
Beschäftigung zunimmt, die Arbeitseinkommen steigen, der Markt mit 
preiswerten Gütern versorgt wird, und durch die Umverteilung wenigstens 
der Hälfte der Bodenrente die Produzenten zu Lasten der parasitären 
Grundrentner und Bodenspekulanten bereichert werden. Und schliesslich 
wirkt die Bodenwertsteuer der Kapitalkonzentration in den Händen der 
Konzerne und Grosskapitaliiten entgegen, was auch der 
Selbstverwaltungswirtschaft zugute kommt: “Durch ihren Ausbau hat 
Dänemark bis zur jüngsten europäischen Agrarkrise ein starkes 
Kleinbauerntum erhalten und däs städtische Kleineigentum maximiert" 
(Pfannschmimdt, Vergessener Faktor Boden, S. 41). 


Henry George 

Damit ist genau das durch die Praxis bestätigt worden, was Henry George in 
seiner Theorie vorhergesagt hatte: "Besteuert die Fabrikate und die Wirkung 
ist, dass die Fabrikation gehemmt werden; besteuert den Handel, und der 
Austausch wird gehindert; besteuert das Kapital und die Wirkung ist, dass es 
sich z ckzieht. Aber der ganze Bodenwert kann durch die Besteuerung 
genommen werden und die einzige Wirkung wird sein, dass die 
Gewerbetätigkeit angeeifert wird, dass dem Kapital neue Gelegenheit zur 
Anwendung geboten ist und dass die Güterproduktion sich mehrt." 

Diese von den dänischen Bauern 1902 initiierte Verlagerung der 
Steuern vom Realkapital auf den Boden wurde von den regierenden 
Linksparteien eingeführt und später von den Rechtsparteien fortgeführt. Was 
in Dänemark erfolgreich ist und allgemeine Zustimmung gefunden hat, sollte 
auch für uns gut und auch hier zu verwirklichen sein. Doch dazu müssen 
andere, wirklich linke Politiker her. Oder wir müssen selbst initiativ werden, 
wie die dänischen Bauern 1902... 

".. wenn ein Mensch bei seinen Lebzeiten das Recht seines 
Grundbesitzes in ein Eigentumsrecht verwandeln will, so erkläre ich ihm den 
Krieg auf Leben und Tod" (P. J. Proudhon). 

Klaus Schmitt (aus: Contraste, Die Monatszeitung für Selbstverwaltung, 
Postfach 10 45 20, Heidelberg, Tel.: 0,62 21-1 34 02) 


Und du weisst, es wird passieren, wenn wir uns organisieren 
Zwischenspiel im Ost-Berliner Häuserrat 


Im siebenten Monat befindet er sich, der Ost-Berliner Häuserrat. Zeit für ein 
Zwischenresüme. 

Im Januar waren es erst wenige besetzte Häuser, hauptsächlich in 
Prenzlauer Berg, denen klar war, dass nur ein Zusammenhalt untereinande: 
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die nötige starke Position gegenüber KWV und Magistrat schafft. 
Allwöchentlich traf Mann/Frau sich, tauschte Informationen aus, überlegte. 
gemeinsame Aktionen, diskutierte Positionen. 

Es war hauptsächlich als informelles Gremium gedacht, ohne 
Entscheidungsbefugnis, ohne Weisungsrecht gegenüber den Häusern. Das 
hatte zwar den Haken, dass Aktions- und Verhaltensvorschläge immer erst in 
die Häuser getragen wurden und nach dortiger Diskussion zurück zum 
Besetzerrat kamen, also ein kurzfristiges Handeln sehr schwer war, aber 
konnte so Zentralrat-Allüren und eine Verselbständigung des 
BesetzerInnenrates ausgeschlossen werden. Schon in den Anfängen der 
Besetzungen stiessen Leute aus Westberlin hinzu, besetzten als 
Ost-West-Projkte z. B. die Kastanienallee 85/86, die Prenzlauer Allee 
203/204 oder die Köpenicker 137. Sie passten sich schnell den Verhältnissen 
des Ostens an und versuchten in diesen Beonderheiten klar zu kommen. Dann 
kamen die ersten reinen Westbesetzungen, z.B. Adalbertstrasse. Auch hier 
erfolgte eine Annäherung an die OstberlinerInnen vorsichtig und weitgehend 
solidarisch. In dieser Zeit wurde immer klarer, dass die meisten Häuser mit 
ihren individuellen Verhandlungen nicht vorankamen ("telegraph" Nr. 10). 
Ende Februar/Anfang März kam dann als Problem die immer stärker 
werdenen Bedrohungen der Häuser durch Faschos und Fussball-Hooligans 
dazu. An diesem Punkt übernahm der Häuserrat erstmals koordinierenden 
Charakter: Häuserschutz, Fahrwachen, etc.. Am 17. März kam es nach dem 
Fussballspiel BFC-Energie Cottbus zum erster massiven Angriff mehrerer 
hundert Nazi-Skins und Fussball-Hools auf das besetzte Haus Schönhauser 
Allee 20/21. Erstmals stiessen sie aber auch auf organisierte Gegenwehr 
("telegraph" Nr. 6). In dieser Zeit bekamen die Hausbesetzungen dann eine 
völlig neue Dimension. In der Kreutziger Str. besetzte eine Gruppe Ostber- 
liner die Nr. 22 in der fast vollständig leeren Häuserzeile der Strasse. Dies 
war die Reaktion auf Aktivitäten westlicher Spekulanten, Zugriff zu 
DDR-Bausubstanz zu gelangen. ("telegraph" Nr. 5,). 

Da diesem Beispiel erst einmal keine weiteren Besetzungen folgten, 
kam es zu einem Aufruf von Ost- und Westberliner Autonomen und den 
Besetzem der Kreutziger 22, für massive Besetzungen in diesem Gebiet. In 
den nächsten Wochen erfolgte Massenbesetzung in der Kreutziger und der 
Mainzer Strasse. Die Hoffnungen der Aufrufer, weitere Ost-Westbesetzungen 
zu initiieren, wurden nicht erfüllt. Die Massenbesetzung wurde bis auf ein 
zweites Haus in der Kreutziger Strasse in beiden Strassen nur von 
Westberlinern getragen. Das leitete auch eine neue Phase im Besetzerrat ein. 
Die informellen Strukturen veränderten sich immer mehr in organisatorische. 

Der Anteil westberliner Vertreterinnen im BesetzerInnenrat nahm 
sprunghaft zu. Im April kam es zu organisierten Aktionen gegen die 
Kommunale Wohnungsverwaltungen, Stadtbezirksräte, zu Gesamtforderun- 
gen und -verhandlungen, Kurzbesetzung der Stadtbezirksräte. Der Initiator 
war der BesetzerInnenrat. Der Druck war gross und die Behörden mussten 
einlenken. ("telegraph" Nr. 10). Als aber die Behörden bald darauf wieder zu 
Verschleppungen übergingen, schlugen die BesetzerInnen eine neue Taktik 
ein. Das Vertragsgremium entstand. Zusammen mit Rechtsanwälten wurde 
ein Rahmenvertragsentwurf der Häuser verfasst und an den Komunen vorbei 
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zentrale Verhandlungen mit dem neuen Magistrat begonnen. Der Beset- 
zerInnenrat nahm neue Gestalt an. Immer mehr Menschen kamen aus dem 
Westteil der Stadt und besetzten massenhaft Häuser im Ostteil. / 

Das blieb im Häuserrat nicht ohne Auswirkung. Das Verhältnis 
Ost-West kippte um. Viele OstberlinerInnen zogen sich entnervt zurück und 
gingen zu Einzelverhandlungen und -Verträgen über. Dazu zählten auch 
Erstaktivisten wie die Schönhauser Allee 20/21. Die Dominanz der 
WestberlinerInnen nahm "zu. Das Vertragsgremium koppelte sich auf 
Betreiben vieler WestberlinerInnen vom Besetzerrat ab. Sein Einfluss auf 
dieses Gremium war damit Null. 

Es besteht mittlerweile die Gefahr, dass sich der Häuserrat ° 
instrumentalisiert und bürokratisiert. Grund für diese Befürchtungen sind 
Forderungen vieler neu hinzugekommener BesetzerInnen nach Strukturen, 
weiteren "festen" Arbeitsgruppen, Delegiertenprinzip, Besetzerrat als 
entscheidungsbefugtes übergeordnetes Ratsgremium, Schaffung von 
SprecherInnen und SchriftführerInnen. Für neu hinzukommende Häuser soll 
Bedingung der Teilnahme am Besetzerrat bzw. Vertragsgremium eine volle 
diskussionslose Akzeptanz des bisher Beschlossenen sein. 

Erstaunlich ist nur, dass diese Forderungen hauptsächlich von 
WestberlinerInnen kommen, obwohl doch gerade diese aus autonomen 
Positionen heraus, also dezentralen, selbstbestimmten, selbstorganisierten 
Lebens- und Kampfformen und Ablehnung zentraler und hierachischer 
Strukturen, derartige Dinge ablehnen. Bei vielen OstberlinerInnen stossen 
diese Töne auf Grausen und lassen dunkelste Erinnerungen von 40 Jahren 
DDR wach werden. Noch ist hierbei das letzte Wort nicht gesprochen. Eins 
ist jedoch gewiss. Genau das wird der Knackpunkt sein, an dem sich 
festmacht, ob die WestberlinerInnen in nächster Zukunft im BesetzerInnenrat 
ganz alleine sind. Ostberliner Vertreterinnen sind im Häuserrat schon jetzt 
mit der Lupe suchen. d.w. 


Leserbrief Dresden, 10. 7. 90 
Hallo, Ihr "telegraph"-Redakteure! 


Für Euch mag es fast der Schnee vom letzten Jahr sein, aber ich bekam erst 
jetzt Eure Nr. 10 in die Hände. Gewiss bin ich auch nicht der erste Leser, der 
in dieser Sache schreibt. | 

Also da ich hier in Dresden in Demokratie Jetzt aktiv bin, fühle ich 
mich doch angesprochen: Ich hab mich einigermassen über Eure halbseitige 
"Richtigstellung“ auf S. 33 amüsiert - aber mit Dresden habt Ihr wohl doch 
kein Glück! Euer "diesmal selbst recherchierter" (!) mag zutreffen, sofern es 
sich um Autonome & VL & Szene-Cafes handelt (übrigens: Tip für den 
nächsten Dresden-Besuch-"Plan-Wirtschaft" in der Louisenstrasse)- in seiner 
Einleitung zu den offiziellen Verhältnissen auf S. 9 strotzt er jedoch vor 
Unfug. 

Also: 

Die CDU hat zwar ihrem Stimmenanteil gegenüber der Volkskammer- 
wahl leicht erhöhen können, aber das 1. in einer Listenvereinigung mit dem 
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Demokratischen Aufbruch und der Forum-Partei und 2. auch nicht auf die 
absolute Mehrheit von 60 % (Behüte!), sondern auf 39 % - das reicht ja wohl 
auch! 

Der Einschätzung zu Dr. Wagner und dem Neuen Forum will ich ihrer 
Subjektivität nichts hinzufügen, wohl aber den Sitzen in der 
Stadtverordneten-Versammlung: Von den 10 Sitzen für das Bündnis 90 sind 
'6 an das Neue Forum, 4 an Demokratie Jetzt gegangen. Das lag nicht daran, 
dass wir "keinen Spitzenkandidat plaziert" hatten (im Gegenteil - die 
Plazierung war streng ausgeglichen, eher formal-mathematisch vorgenommen 
worden), sondern einfach daran, dass die Bündnis 90-Liste in einem 
Wahlkreis kein Mandat "abbekam" und in einem anderen ein Mann des NF 
"nach vorn gewählt" wurde. Ich weiss ja nicht, mit welchen "Leuten aus dem 
in Dresden üblichen Spektrum des Neuen Forums" ihr gesprochen habt, aber 
für die 4 DJ-Mandate kann ich versichern, dass diese keineswegs "ziemlich 
stark rechts" besetzt sind!! Die 10 Bündnis 90-Leute bilden gemeinsam mit 6 
Grünen und einer unabhängigen Frau jetzt die Alternative Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung - nach CDU/DA/DFP und PDS immerhin die 
drittstärkste. Gemeinsam mit SPD, BFD, DSU und "Gruppe der 20" 
(Etikettenschwindel) unterstützen die genannten Fraktionen die 
Stadtregierung, so dass nur PDS und Volkssolidarität in echter Opposition 
stehen. Das zeigt nun wirklich, wie "differenziert und ambivolent" die 
Verhältnisse in Dresden sind. 

‘ Hoffen wir, dass der diagnostizierte gute Kontakt von DJ zu den 
Basisgruppen nicht schwindet in dieser Situation, dass er sich auch zur IG 
äussere Neustadt, der Ausländerinitiative RING u. ä. noch verbessert, denn in 
deren Unterstützung sehen wir eine unserer wichtigsten Aufgaben. 

Für Euch viel Erfolg und: Bessert Euch weiter! 
Karl-Heinz Gerstenberg 


Termine 
Bundesweite Demonstration gegen Nationale Euphorie 


Das Bündnis "Radikale Linke" ruft zu einer Grossdemonstration um den 9. November 
1990 herum auf. Schwerpunktthemen sind u. a.: 

- Bezug zum 9. Nov. 1938, an dem der NS-Staat zu seinem 

mörderischen Angriff auf die jüdische Bevölkerung ansetzte. 

- Antisemitismus ist wieder salonfähig, Rassismus ist integraler Bestandteil 
deutscher Herrschaft: tägliche physische Angriffe auf ImmigrantInnen oder schwarze 
Deutsche, das neue "Ausländergesetz", das auf konsequente Ausweisung zielt, 
Abschottung eines weissen Europas gegen de Immigration. 

Wir laden euch zum ersten TrägerInnentreffen für die Demonstration ein: 
am: Montag, 6. 8. 90im: Türkenzentrum 

um: 19.30 Uhr Schinkestr. 8-9, 1/44 

U-Bhf. Kottbusser Damm 


Seminarreihe "ökologische Stadtentwicklung" 
Themen des Seminars sollen sein: Stadtbegrünung, Luft/ Wasser/ Boden, Verkehr und 
Alternativen, sanfte Technologien, Abfall/ Recyeling, Schadstoffe u. 4. in Ost und 
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West. Wer Lust hat, in einer Arbeitsgruppe mitzumachen (Planung und Durchführung 
des Seminars), kann am 5. Sept. 19.00 Uhr ins Bildungswerk für Demokratie und 
Umweltschutz, Zeughofstr. 20, 1000 Berlin 36 kommen. 


Kongress "Migration und Rassismus in Europa" 
Vom 27.9. - 30. 9. 1990 findet in Hamburg ein Kongress "Migration und Rassismus 
in Europa" statt. Es werden Referate über die Themen Rassismus, Migration, Nation, 
Kultur und Ideologie, Politik, Erziehung und Antirassismus gehalten. Programme und 

' weitere In- 
formationen sind zu erhälten beim Institut für Migrations- und Rassismusforschung, 
Rutschbahn 38, 2000 Hamburg 13, Tel. 040/45 21 62 


Klimakatastrophen-Diskussion 

Am 7. Oktober wird in Berlin die Automobilausstellung eröffnet. Dazu sollen im 
I) Rahmen der Klimakatastrophen-Diskussion bundesweit von autonomen 

Umweltgruppen bis hin zu den Grünen kritische Aktionen stattfinden. Wer Lust 

hat,sich an einer Aktionswoche zu beteiligen, wendet sich an folgende Adresse: 

Bene Jugendorganisation-AJW, Badenscher Strasse 29, 1000 Berlin 31, Tel. 


Und das ist das Ende des "telegraph". Wir sind jetzt müde und müssen nach 
Hause gehen 
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Jetzt auch Rosa Luxemburg-gefaßt! 
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Diesteis größter Triumph 


